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Erneute Rückfrage zu den Anfragen 6142, 6204 und nun auch 6638: Warum veröffent-
licht die Landesregierung keine Daten zur Auslastung der einzelnen Unterbringungs-
einrichtungen für Asylbewerber, obwohl dies in der vorherigen Legislaturperiode noch 
möglich war? 
 
 
Vorbemerkung der Kleinen Anfrage 
 
Nach mehreren vergeblichen Anfragen in der Vergangenheit erteilte die Landesregierung auch 
mit der Antwort auf die Kleine Anfrage 6638 keine Auskunft bezüglich der Auslastung der Lan-
desunterbringungseinrichtungen (EAE, ZUE, NU) differenziert nach den einzelnen Einrichtun-
gen zu einem Stichtag.  
 
Neben ausbleibenden Antworten, wenn es um die Kosten der einzelnen Einrichtungen geht 
(sprich: Einzelbeträge und nicht nur Gesamtsummen), verweigert die Landesregierung somit 
auch konsequent Auskünfte zur Auslastung der einzelnen Einrichtungen. Diese Intransparenz 
führt dazu, dass sich die jeweiligen Kostenstrukturen der Landeseinrichtungen nicht miteinan-
der vergleichen lassen. Ebenso lassen sich keine Pro-Kopf-Kosten differenziert nach einzel-
nen Einrichtungen ermitteln. Diese Kosten müssten bei rückläufigen Belegungszahlen ent-
sprechend stark ansteigen, da sich die mit dem Betrieb der einzelnen Einrichtungen verbun-
denen Fixkosten kaum reduzieren lassen. 
 
Diese Intransparenz bei der Antwort auf die Frage nach der Auslastung der einzelnen Einrich-
tungen ist umso irritierender, als es der vorherigen Landesregierung in Person von Minister 
Dr. Joachim Stamp (FDP) noch regelmäßig möglich war, diese Daten bereitzustellen (vgl. bei-
spielhaft Lt.-Vorlage 17/6541, S. 5–6). Von daher ist die Antwort der Landesregierung auf die 
1. Frage der Kleinen Anfrage 6638 aus unserer Sicht erklärungsbedürftig. Dort heißt es: „Im 
Übrigen beantwortet die Landesregierung die ihr gestellten Fragen im Rahmen verfassungs-
rechtlicher und parlamentsrechtlicher Vorgaben.“ Mit dieser Aussage wird nämlich keinesfalls 
die eigentliche Frage beantwortet, warum die Landesregierung nicht bereit ist, zu einem Stich-
tag die Auslastung der Landesunterbringungseinrichtungen (EAE, ZUE, NU) differenziert nach 
den einzelnen Einrichtungen anzugeben. Notwendig wäre dafür eine Abfrage bei allen Lan-
desunterkünften zu einem Stichtag und eine entsprechende Aufarbeitung der Daten. Dies er-
scheint innerhalb der Antwortfrist von 4 Wochen zumutbar. Die Antwort der Landesregierung 
wirft indirekt auch die Frage auf, ob die Auskünfte der Vorgängerregierung dann nicht den 
verfassungsrechtlichen und parlamentsrechtlichen Vorgaben entsprachen. Davon gehen wir 
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an dieser Stelle ausdrücklich nicht aus. Wir sehen zudem keinen Grund für Geheimhaltung in 
Bezug auf die erfragten Belegungszahlen. 
 
Wir bitten daher diesmal darum, konkrete Sachgründe zu benennen, warum die gewünschte 
Antwort nicht erteilt werden kann, insbesondere warum die Antwort auf diese konkrete Frage 
nicht durch das parlamentarischen Fragerecht gedeckt sein soll.  
 
Ebenso irritierend sind die Aussagen der Landesregierung, wenn es um die erheblichen Über-
kapazitäten im Bereich der Erstaufnahmeeinrichtungen (EAE) mit einer Auslastung von derzeit 
ca. 20 % geht. In der Antwort der Landesregierung auf die 4. Frage der Kleinen Anfrage 6638 
heißt es lediglich: „Die Erstaufnahmeeinrichtung Bochum ist Bestandteil der aktuellen Kapazi-
tätsplanungen des Landes. Insofern steht eine andere Nutzung nicht in Rede.“ Hier sollte es 
mittlerweile zu einer Änderung kommen, da nun wohl eine Mitnutzug der Immobile für Aufga-
ben der bisherigen LEA angedacht ist. 
 
Nicht beantwortet wird damit die Frage, warum die Kapazitätsplanung der Landesregierung 
bei den EAE eine 5-fache Überkapazität vorsieht. Aus betriebswirtschaftlicher Sicht sind hier 
mindestens 3 von 6 Einrichtungen in der aktuellen Funktion überflüssig.  
 
Wenn die ehemalige Ministerin Paul an anderer Stelle dann betonte, dass sie sich dem Gebot 
der Sparsamkeit verpflichtet fühlt, passt das nicht mit der nur geringfügigen Kapazitätsanpas-
sung in diesem Bereich (und der Eröffnung neuer Einrichtungen wie in Herne) zusammen. 
Selbst nach einer Schließung von 2 EAE würde eine Reserve von über 100 % verbleiben.  
 
 
Die Ministerin für Kinder, Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht und Integration hat die 
Kleine Anfrage 7908 mit Schreiben vom 3. August 2026 namens der Landesregierung beant-
wortet. 
 
 
1. Welcher Sachgrund spricht aus Sicht der Landesregierung gegen eine Antwort auf 

die Frage nach der Auslastung der einzelnen Landesunterkünfte (sprich: differen-
ziert nach den einzelnen Einrichtungen und nicht lediglich der Gesamtwert), so wie 
dies unter der Vorgängerregierung noch üblich war? (Bitte in diesem Zusammen-
hang benennen, worin sich in dieser Frage die unterschiedliche Informationspoli-
tik zwischen dem ehemaligen Minister Stamp und der ehemaligen Ministerin Paul 
bzw. aktuell Ministerin Schäffer begründet) 

 
2. Inwiefern unterliegen die erbetenen Zahlen (anders als noch unter der Vorgänger-

regierung) neuerdings der Geheimhaltung? 
 
3. Sollten diese Zahlen nicht der Geheimhaltung unterliegen, bitten wir hiermit – un-

ter Nutzung des parlamentarischen Fragerechts – erneut um die Belegungszahlen 
zum zuletzt verfügbaren Stichtag, differenziert nach den einzelnen Landeseinrich-
tungen. 

 
Die Fragen 1 bis 3 werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam beantwortet. 
 
Einrichtungsscharfe Belegungszahlen stellen immer nur eine Momentaufnahme dar. Sie kön-
nen sichtbaren Schwankungen innerhalb kurzer Zeiträume unterliegen. Daher lassen sie für 
sich genommen keine belastbare Bewertung über die Situation vor Ort zu. Die Auslastung 
einzelner Einrichtungen innerhalb des Landessystems bestimmt sich in Abhängigkeit der Ent-
wicklung des allgemeinen Zugangsgeschehens, einzelner Auslastungssituationen sowie 
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einrichtungsspezifischer Ereignisse. Sie wird fortwährend bewertet und durch landesinterne 
Verteilprozesse auch kurzfristig gesteuert. Abweichungen sind aufgrund verschiedener Abfra-
gezeiten am Stichtag sowie durch Ab- und Zuflüsse im Rahmen zwischenzeitlich erfolgter 
Transfers möglich.  
 
Vor diesem Hintergrund stellte sich die Belegungssituation in den zum Stichtag 31.05.2026 in 
Betrieb befindlichen Landeseinrichtungen wie folgt dar: 
 

Stand 31.05.2026 Belegung 

EAE (6)  

Arnsberg  

Bochum 0 

Unna 172 

Detmold  

Bielefeld 354 

Düsseldorf  

Essen 105 

Mönchengladbach 274 

Köln  

Köln 168 

ZUE (32)  

Arnsberg  

Dortmund-West 5 

Hamm 406 

Möhnesee 0 

Olpe 139 

Soest 403 

Werl 85 

Wickede 249 

Detmold  

Bad Driburg 313 

Borgentreich 155 

Herford 259 

Lage  113 

Düsseldorf  

Düsseldorf 285 

Neuss 481 

Rees I 81 

Rees II 112 

Rheinberg 147 

Viersen 10 

Weeze I 283 

Weeze II 183 
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Wuppertal 174 

Köln  

Bonn 550 

Düren 410 

Euskirchen 155 

Leverkusen 376 

Sankt Augustin 7 

Schleiden 96 

Wegberg 307 

Münster  

Dorsten 94 

Ibbenbüren 208 

Marl 82 

Münster 273 

Dülmen 0 
  
 

Stand 31.05.2026 Belegung 

NU (16)  

Arnsberg  

Dortmund-Ost 192 

Finnentrop 0 

Hagen 0 

Selm 0 

Detmold  

Gütersloh II 140 

Düsseldorf  

Krefeld  162 

Ratingen 2 

Remscheid 104 

Wuppertal 2 

Köln  

Alfter 108 

Münster  

Gladbeck I 111 

Gladbeck II 86 

Lüdinghausen 62 

Schöppingen 146 

Haltern am See 112 
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4. Warum ist die Landesregierung – abgesehen von den Planungen in Bochum – 
nicht bereit, die Kapazitätsplanung im Bereich der EAE den aktuellen Gegebenhei-
ten anzupassen und die deutliche Überkapazität zumindest erheblich zu reduzie-
ren? 

 
5. Warum nutzt die Landesregierung zudem auch nicht die Möglichkeit, mindestens 

zwei EAE in ZUE umzuwandeln, was wiederum die Möglichkeit eröffnen würde, 
andere ZUE Standorte aufzugeben, beispielsweise bei auslaufenden Mietverträgen 
oder wenn anderweitiger Bedarf zur Nutzung der Immobilien/Standorte besteht, 
etwa durch das Bundesministerium für Verteidigung? 

 
Die Fragen 4 und 5 werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam beantwortet:  
 
Es ist das Ziel der Landesregierung, ein robustes und flexibles Landessystem mit einer Platz-
kapazität von 35.000 Plätzen zu organisieren, von denen 28.000 Plätze als aktive Kapazität 
vorgehalten werden, ergänzt von 7.000 Stand-by-Plätzen, die jederzeit kurzfristig aktivierbar 
sind. Damit kann das Land auf mögliche Unterbringungsbedarfe reagieren und die Kommunen 
bei der Aufnahme von schutzsuchenden Menschen unterstützen. 


